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Die fünf Gründer der Ecole spéciale de Lausanne, welche die Schule

In feierlichem Rahmen wird 1903 der ersten 50 Lebensjahre

der Schule gedacht, und zehn Jahre später beginnt
A. Paris über Eisenbeton zu lesen, während R. Neeser schon
seit 1905 über hydraulische Maschinen doziert. Hatten sich
bisher die Direktoren der Schule in verhältnismässig raschem
Wechsel abgelöst, so ergriff 1919 ein Mann das Steuer, der
unbestrittener Herr nicht nur der Schule, sondern weit über
sie hinaus der technischen Welt in der Suisse Romande war:
Jean Landry. Wir müssen es uns versagen, hier näher auf
sein Wirken einzutreten (welches wir in Bd. 115, S. 290,
geschildert haben), und uns damit begnügen, hervorzuheben,
dass während seines bis zu seinem Tode im Jahre 1940 dauernden

Wirkens die Schule den grössten Aufschwung nahm, den
sie seit ihrer Gründung zu verzeichnen hatte. Er verbesserte
den Studienplan, der neu die Ausbildung von Grundbuch-
geometern aufnahm. A. Dumas, M. Paschoud, J. Bolomey,
P. Oguey (der heutige Erziehungsdirektor) und A. Stucky
gehören zu den Lehrern, die in der Aéra Landry zur E. I. L.
stossen und ihr Ansehen weit über die Landesgrenzen hinaus
mehren helfen.

Ueber die letzte Entwicklungsetappe der Schule, die seit
1940 unter der Direktion von Dr. h. c. A. Stucky steht, können
wir uns kurz fassen unter Hinweis auf die ausführliche
Darstellung der heutigen EPUL, die Dir. Stucky hier vor zwei
Jahren selber gegeben hat (1951, Nr. 40, S. 549*). In dieser
Epoche überschritt die Zahl der Studierenden das halbe
Tausend, man bezog das Hauptgebäude an der Avenue de Cour,
zahlreiche spezialisierte Laboratorien und Institute wurden
entwickelt, 1942 wurde die unter der trefflichen Leitung von

Prof. J. Tschumi stehende Schule für Architektur und Stadtbau

geschaffen, 1946 die Namensänderung in Ecole Polytechnique

de l'Université de Lausanne vollzogen.
Was aber Direktor Stucky in dem erwähnten Aufsatz

nicht tun konnte, möchten wir heute erfüllen: den Dank der
schweizerischen Fachwelt der EiPTJL gegenüber aussprechen
und ihr volle Anerkennung zollen für ihren während des
Jahrhunderts zur Entwicklung geleisteten Beitrag. Sie hatte
es dabei nicht immer leicht und es standen ihr unvergleichlich
viel weniger Mittel zur Verfügung als der grossen ETH.
Aber immer fand sie geistige und finanzielle Unterstützung
von selten Einzelner wie auch von der Industrie in der
Schweiz und im Ausland. Direktor Stucky ganz besonders
hat es verstanden, das Ansehen der Schule weiter zu mehren,
und ihm kommt ein Hauptverdienst zu, wenn heute die EPUL
in voller Blüte steht. Wohl lebt die historische Rivalität
zwischen Lausanne und Zürich dann und wann wieder auf, doch
haben die bezüglichen Auseinandersetzungen viel von ihrer
Schärfe verloren. Gegenseitige Anerkennung der
wissenschaftlichen Leistungen und Bande persönlicher Freundschaft
verbinden heute Dozenten und Ehemalige von Zürich und
Lausanne. Studien und Versuche werden gelegentlich gemeinsam

oder in sinngemässer Arbeitsteüung durchgeführt, und
es wird nicht nur in den Kreisen der Schulen, sondern vor
allem auch von der Praxis immer wieder anerkannt, dass es
der Schweiz zum Vorteil gereicht, zwei voneinander
unabhängige Technische Hochschulen von so stark verschiedenem
Charakter zu besitzen. Darum wünschen wir der EPUL herzlich
ein Blühen und Gedeihen ins zweite Jahrhundert hinein!

Die bundesrätliche Botschaft zum Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung DK 627

Die Botschaft vom 28. April 1953 weist auf den
besorgniserregenden Zustand der Gewässer und die dringliche
Notwendigkeit eines wirksamen Gewässerschutzes hin. Um die
hierfür erforderliche rechtliche Grundlage zu schaffen,
beantragt der Bundesrat die Aufnahme eines neuen Artikels
24quater in die Bundesverfassung, der folgenden Wortlaut
erhalten soll:

«Der Bund Ist befugt, gesetzliche Bestimmungen zum
Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer gegen
Verunreinigung zu erlassen. Der Vollzug dieser Bestimmung
verbleibt unter der Aufsicht des Bundes den Kantonen.»

Die Botschaft befasst sich eingehend mit den Ursachen
der Gewässerverschmutzung, mit den schädlichen Auswirkungen

der Abwässer aus Haushaltungen, Landwirtschaft,
Gewerbe und Industrie auf stehende und fliessende Gewässer
sowie auf das Grundwasser, ferner mit den volkswirtschaftlichen

Schäden für die Fischerei, für die öffentliche
Gesundheitspflege, für die Brauchwasserversorgung üi Industrie
und Gewerbe, mit der Schädigung des Landschaftsbildes,
sowie schliesslich mit den heute technisch möglichen
Massnahmen zur Abwasserreinigung. Sie führt aus, wie die
Bevölkerungszunahme, die allgemeine Einführung der Schwemm¬

kanalisation und die fortschreitende Industrialisierung es mit
sich bringen, dass den ober- und unterirdischen Gewässern in
immer stärkerem Masse Abwässer und Rückstände aller Art
zugeführt werden. Infolge dieser Entwicklung vollziehen sich
in den Gewässern tiefgreifende physikalische, chemische und
biologische Veränderungen, die die Nutzung des Wassers für
zahlreiche Zwecke erschweren oder verunmöglichen. Von der
Verschmutzung wird nicht nur die Fischerei betroffen,
sondern sie gefährdet die Gesundheit von Mensch und Tier,
beeinträchtigt die Verwendung als Trink- und Brauchwasser,
schädigt bauliche Anlagen, schränkt den Badebetrieb und den
Wassersport ein und stört das Landschaftsbild. An der
Gewässerreinhaltung haben somit neben der Fischerei die öffentliche

Gesundheitspflege und Volkswohlfahrt, der Natur- und
Heimatschutz, die Fremdenindustrie sowie zahlreiche Zweige
unserer Volkswirtschaft, insbesondere Landwirtschaft, Industrie

und Gewerbe, ein hohes Interesse.
In einem weiteren Teil schildert die Botschaft die rechtliche

Seite. Die heute gültige Gesetzgebung bezieht sich nur
auf den Schutz der Fischerei und erweist sich als völlig
unzulänglich. Allgemein machte sich das Bedürfnis nach einem
Ausbau der eidgenössischen Gesetzgebung geltend. In diesem
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von 1853 bis 1887 abwechslungsweise geleitet haben

Sinne trat Nationalrat Paul Zigerli in der Juni-Session
1944 der Bundesversammlung für den Ausbau der geltenden
Bundesrechtsordnung ein. In Vollzug dieses Postulates hat
eine Expertenkommission unter dem Vorsitz von Kollege
Zigerli einen ersten Gesetzesentwurf vorbereitet, der als
wertvolle Diskussionsgrundlage diente. Die Abklärung der
rechtlichen Seite ergab, dass der Erlass eines eidgenössischen
Abwassergesetzes einer besonderen verfassungsmässigen
Grundlage bedürfte. Somit musste neben dem Gesetzesentwurf
auch der Entwurf zu einem neuen Verfassungsartikel
ausgearbeitet werden. Beide Entwürfe sind mit Kreisschreiben vom
20. September 1949 den Kantonsregierungen und allen an der
Wassernutzung beteiligten Verbänden zur Stellungnahme
zugestellt worden.

Das Eidgenössische Departement des Innern hat die
Entwürfe unter Berücksichtigung der erhobenen Einwände
umgearbeitet und einer ausserparlamentarischen Kommission
unter dem Vorsitz von Prof. Dr. O. J a a g Zürich, vorgelegt,
die am 20. Juli 1950 bestellt wurde. Diese Kommission hat in
zehn Sitzungen die ihr gestellte Aufgabe gelöst und am 20.
August 1951 dem Departement eine Vorlage mit ausführlichem
.Erläuterungsbericht vorgelegt. Darin nimmt die Kommission
Stellung sowohl zum Verfassungsartikel als auch zum
Gesetzesentwurf. Sie vertrat die Auffassung, die Kantone sollen
in bezug auf die Gewässerhoheit in ihren Rechten nicht
geschmälert werden, sondern der Vollzug der bundesgesetzlichen
Bestimmungen müsse unter der Aufsicht des Bundes
ausdrücklich den Kantonen vorbehalten bleiben und es sei ein
entsprechender Passus im Verfassungsartikel aufzunehmen.

Im Gesetzesentwurf musste zunächst dem Umstand Rechnung

getragen werden, dass für einzelne Arten von Abwasser
noch keine finanziell zumutbaren Reinigungsverfahren
bekannt sind und dass ein Reinigungszwang in solchen Fällen
widersinnig wäre. Schwierig war die Beantwortung der Frage,
unter welchen Bedingungen Bundesbeiträge ausgerichtet werden

sollen. Grosszügige Unterstützung verdient die
Grundlagenforschung zum Gewässerschutz sowie die systematische
Untersuchung von Seen und Flussgebieten. Die Vertreter der
Industrie vertraten im übrigen die Auffassung, in der
Abwasserreinigung sollte eine selbsttragende Finanzierung in
einem gewissen Umfang möglich sein, weshalb auf weitere
Leistungen des Bundes verzichtet werden könne. Die andern
Kommissionsmitglieder fürchteten, dass ohne angemessene
Unterstützung von Bauvorhaben für Reinigungsanlagen durch
den Bund die Handhabung der Gesetzesbestimmungen in
Frage gestellt wäre. Die Frage der Subventionen wurde von
der Kommission offen gelassen.

Weiter musste ein Weg gefunden werden, der gestattet,
einerseits die landwirtschaftliche Düngung und
Schädlingsbekämpfung in ortsüblicher Weise durchzuführen und anderseits

die Forderungen des Gewässerschutzes zu erfüllen. Hierfür

fand die Kommission eine den beidseitigen Interessen
entsprechende Lösung. Gemeinden und privaten Unternehmungen
soll nach dem Kommissionsentwurf das Enteignungsrecht ge¬

währt werden, wenn sie nicht über den
für den Bau einer Reinigungsanlage
erforderlichen Boden verfügen. Schliesslich

soll eine Rekurskommission in
Aussicht genommen werden, damit
Gemeinden und Private sich gegen
Anordnungen der Verwaltungsbehörden schützen

können, die ihnen willkürlich oder
ungeeignet erscheinen.

Die Kommission hat gute Vorarbeit
geleistet. Der neue Verfassungsartikel
wird gegenwärtig im Nationalrat und
anschliessend im Ständerat behandelt;
noch im laufenden Jahr dürfte er dem
Volk zur Abstimmung vorgelegt werden.

Unmittelbar anschliessend wird
das Bundesgesetz, dessen Wortlaut
schon heute im wesentlichen feststeht,
erlassen werden können.

Schweizerischer
-1888 Wasserwirtschafts -Verband

DK 061.2 : 627.8.09 (494)

Wie aus seinem Jahresbericht pro
1952 ersichtlich ist, hat dieser Verband

ein reiches Arbeitspensum erledigt. Verschiedene wasserrechtliche

und wasserbaupolizeiliche Fragen standen in den
eidgenössischen Räten, in den kantonalen Parlamenten und in
den parlamentarischen Kommissionen zur Beratung. Die
Aenderung des Bundesgesetzes über die Nutzbarmachung der
Wasserkräfte, die eine Erhöhung der Maximalansätze der
Wasserzinsen von 6 auf 10 Fr./PSh (brutto) und den
Steuerausgleich der Kraftwerke der SBB betrifft, trat am 24. September

1952 in Kraft. Die Studien für die hierdurch bedingte
Aenderung der Eidgenössischen Wasserzinsverordnung konnten

im Berichtsjahr noch nicht abgeschlossen werden; doch
wird diese Verordnung rückwirkend auf den 1. Januar 1953

rechtskräftig. Die Beratungen über die geplante Ergänzung
des Bundesgesetzes betreffend die WasserpoUzei Schutzmassnahmen

bei schweizerischen Stauanlagen) wurden weitergeführt;

die Gesetzesvorlage wird 1953 im Parlament zur
Beratung kommen. Bis zu ihrem Inkrafttreten wird der Voll-
machtenbeschluss des Bundesrates vom 7. September 1943 als
anwendbar erklärt.

Ueber die Entwicklung der Lage betreffend den Bau des

Kraftwerks Rheimau wurde hier eingehend berichtet (SBZ 1952,

Nr. 30, S. 421*) ; wir verweisen auch auf den Vortrag von Prof.
Dr. Peter Liver im Schweizerischen Energie-Konsumentenverband

(auszugsweise wiedergegeben in SBZ 1953, Nr. 16, S. 233).
Ausführliche Tabellen und Diagramme orientieren über den
Wasserabfluss von Rhein, Rhone, Ticino, Inn und Doubs sowie
über Erzeugung und Verbrauch elektrischer Energie (Vgl.
SBZ 1953, Nr. 18, S. 268). Eine weitere TabeUe gibt Auskunft
über die Aufwendungen für Flusskorrektionen und Wüdbach-
verbauwrugen, die insgesamt rd. 13,57 Mio Fr. ausmachen. Für
die Internationale Rheinregulierung Ulmündung—Bodensee
wurden auf Grund von Modellversuchen an der Versuchsanstalt
für Wasserbau der ETH Korrektionsarbeiten durchgeführt, die
bis heute gute Ergebnisse gezeitigt haben. Weitere Arbeiten
an der Strecke Strassburg—Istein bezweckten die Verbesserung

der Fahrwasserverhältnisse und die Sicherung von Ufer-
verbauungen.

Auf dem Gebiet der Seeregulierungen wurden die von der
Motor-Columbus AG., Baden, zusammen mit der Edison S. A.,
Mailand, durchgeführten Projektierungsarbeiten für den Ausbau

der Tresa-Wasserkräfte und die Regulierung des Luganer-
sees von der zur Führung der Verhandlungen zwischen der
Schweiz und Italien bestellten Kommission geprüft. Die Pro«
jektlerungsarbeiten werden gegenwärtig ergänzt, damit
entschieden werden kann, ob ein weiterer Ausbau der Tresa-Wasserkräfte

möglich ist. Hochwasserschäden sind wiederum an
den Jurarandseen aufgetreten. Die betroffenen Kantone haben
einen Vorschlag für eine zweite Juragewässerkorrektion
ausgearbeitet und den Bundesrat um einen Kostenbeitrag ersucht.
Das Gesuch wird geprüft.

Die Rheinschiffahrt nach Basel erreichte einen Gesamtver.
kehr von rd. 4,24 Mio t (1951 4,59 t), wovon 93 « „ auf den
Bergverkehr und 7 % auf den Talverkehr entfielen. Der Berg-
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